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Geleitwort 

Der Bundesrechnungshof kann in diesem Jahr auf sein fünfzigjähriges 
Bestehen zurückblicken. In diesem Zeitraum haben sich seine Aufgaben 
und seine Arbeitsweise grundlegend verändert: Die traditionelle nach-
gängige „Rechnungsprüfung" wurde zunehmend von einer umfassenden 
„Finanzkontrolle" moderner Prägung abgelöst. Äußere Zeichen hierfür  sind 
zum einen die Hinwendung zur rechnungsunabhängigen „Maßnahmen-
prüfung",  zum anderen die Verstärkung der Beratungsfunktion des Bundes-
rechnungshofes gegenüber Parlament und Regierung. 

Diese Entwicklung ist untrennbar mit der Person von Ernst Heuer ver-
bunden. Fast fünfundzwanzig  Jahre - von 1972 bis zu seinem Tod im Jahre 
1996 - hat er in unterschiedlichen Funktionen - zuletzt in mehr als zehn 
Jahren als Vizepräsident - die Arbeit des Bundesrechnungshofes beeinflusst 
und (mit-)geprägt. Dies gilt für die Praxis der staatlichen Finanzkontrolle 
in Deutschland ebenso wie für die Fortentwicklung ihrer theoretischen 
Grundlagen. Hervorzuheben ist u. a. sein Mitwirken am neuen Bundesrech-
nungshof gesetz im Jahre 1985. Mit dem Gesetz, das quasi den Schlussstein 
der Haushaltsrechtsreform  aus den Jahren 1969/70 darstellt, wurden die 
organisatorischen Voraussetzungen zur Wahrnehmung moderner Finanz-
kontrollaufgaben maßgeblich verbessert. Ernst Heuer war nicht nur bei der 
Vorbereitung beteiligt, sondern auch sachkundiger Berater im Gesetz-
gebungsverfahren;  am Zustandekommen des Gesetzes in seiner heutigen 
Form hatte er entscheidenden Anteil. In den darauf folgenden Jahren als 
Vizepräsident wirkte er mit Engagement und großem persönlichem Einsatz 
daran mit, dass die Möglichkeiten des neuen Gesetzes in der Prüfungspraxis 
genutzt wurden. 

Mit dem Kommentar zum Haushaltsrecht - der unter seinem Namen fort-
geführt  wird - und einer Vielzahl von Beiträgen in Fachzeitschriften betei-
ligte sich Ernst Heuer auch an der Fortentwicklung der Theorie der Finanz-
kontrolle. Die neuere Entwicklung im Haushaltswesen und Haushaltsrecht, 
die mit Begriffen  wie „Schlanker Staat, neue Steuerungsmodelle, Control-
ling und Organisationsprivatisierung" besetzt ist, bringt Veränderungen 
mit sich, die die Kommentierung haushaltsrechtlicher Vorschriften  und die 
Arbeit der Finanzkontrolle verändern. Diesen neuen Herausforderungen 
hat sich Ernst Heuer gestellt. Sein Bestreben war es, in dem sich wandeln-
den Umfeld die Prüfungsansätze und Prüfungskriterien  aufzuzeigen und 



6 Gele i twor t 

fortzuentwickeln, die es den Rechnungshöfen ermöglichen, auch zukünftig 
ihre Prüfungs- und Beratungsfunktion in der parlamentarischen Demokra-
tie wahrzunehmen. 

Das vorliegende Beiheft soll dazu beitragen, einer interessierten Öffent-
lichkeit Fortschritte in der staatlichen Finanzkontrolle aufzuzeigen und in 
der Fachwelt die Diskussion hierüber anzuregen. Durch die Auswahl der 
Autoren aus Wissenschaft und Praxis wird die enge Verbindung zwischen 
Theorie und praktischer Anwendung dokumentiert. Zugleich soll das Bei-
heft allen Interessierten vor Augen führen, dass die Finanzkontrolle in ihrer 
modernen Ausprägung ein unverzichtbarer Bestandteil im Verfassungs-
leben der Bundesrepublik Deutschland ist. 

Ich danke allen, die am Zustandekommen dieses Beiheftes zum Gedenken 
an Ernst Heuer mitgewirkt haben. Sie leisten mit ihren Gedanken nicht nur 
einen Beitrag zur wissenschaftlichen Diskussion, sondern erweisen auch 
dem geistigen Vater eines der bedeutendsten Kommentare des Haushalts-
rechts ihre Referenz. 

Frankfurt  am Main, im März 2000 

Hedda  von Wedel 
(Präs ident in des 

Bundesrechnungshofes) 
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Wirtschaftlichkeit im „schlanken Staat" 

Von Klaus Grupp, Saarbrücken 

Die von der vorigen Bundesregierung als „innenpolitisches Kernziel" für 
die vergangene Legislaturperiode bezeichnete „Verschlankung des Staa-
tes"1 bedeute im besonderen Maße, so stellte das Bundeskabinett im Jahre 
1998 fest2 - und das dürfte insofern auch bei der derzeitigen Bundesregie-
rung kaum Widerspruch finden 3 - , eine effiziente  und leistungsstarke Ver-
waltung zu schaffen.  Die verlangte Modernisierung des Staates, die Neu-
strukturierung der Verwaltung, hieß es auch vor zwei Jahren schon, werde 
„begleitet von einem starken Druck zum Sparen"4, und zu den erforder-
lichen Veränderungsprozessen gehöre, „daß sich die öffentliche  Verwaltung 
stärker nach wirtschaftlichen Grundsätzen ausrichtet"5. Zuvor hatte der 
Sachverständigenrat „Schlanker Staat" bereits konstatiert, der öffentlichen 
Verwaltung fehlten zur Umsetzung eines Kostenbewußtseins und einer 
Wirtschaftlichkeit  die dafür notwendige Freiheit und Flexibilität des Haus-
haltsrechts6, und gefordert:  „Das Prinzip  der  Wirtschaftlichkeit  muß zu 
einer der Handlungsmaximen der Verwaltung erhoben werden."7 

Diese Aussagen machen stutzig: Galt und gilt nicht schon seit langem das 
Wirtschaftlichkeitsgebot für die öffentliche  Verwaltung? Immerhin hatte 
der Bundesgesetzgeber im Zuge der Haushaltsrechtsreform  im Jahre 1969 
wörtlich übereinstimmend in den Vorschriften  des § 6 Abs. 1 HGrG und des 
§ 7 Abs. 1 BHO die ausdrückliche Verpflichtung statuiert, bei der Aufstel-

1 Vgl . Bundesmin is te r ium des Innern, „Sch lanker S taa t " : B i lanz u n d Ausb l i ck 
- mehr Ef fek t iv i tä t  u n d Wi r tschaf t l i chke i t  der Bundesverwal tung - , 2. Ber icht z u m 
Ak t i onsp rog ramm zur wei teren Steigerung von Ef fek t i v i tä t  u n d Wi r tschaf t l i chke i t 
der Bundesverwal tung, Kabinet tbeschluß vom 17. Jun i 1998, S. 1; s. auch schon Sach-
verständigenrat „Sch lanker Staat " (Hrsg.), Absch lußber icht Bd. 1, 2. Au f l . 1998; 
Kap. 1, S. 7 ff.  (9): „ ,Sch lanker Staat ' als pr imäres innenpol i t isches Po l i t i kz ie l " . 

2 Bundesmin is te r ium des Innern, ebd., S. 2. 
3 Vgl. die Koa l i t ionsvere inbarung zwischen der Sozia ldemokrat ischen Partei 

Deutschlands u n d Bündn is 9 0 / D I E G R Ü N E N vom 20. Oktober 1998 „ A u f b r u c h u n d 
Erneuerung - Deutschlands Weg ins 21. Jahrhunder t " , S. 2, 4, 5, wonach der Staat 
modernis ier t u n d überf lüssige Bürok ra t ie abgebaut sowie eine sparsame Haushal ts -
p o l i t i k bet r ieben werden sollen. 

4 Bundesmin is te r ium des Innern ( F N 1), S. 2 f. 
5 Ebd., S. 4. 
6 Ebd., S. 145. 
7 Ebd. , S. 146 (Hervorhebung i m Or ig inal ) . 
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lung und Ausführung  des Haushaltsplans  „die Grundsätze der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit zu beachten". Weitergehend noch war in Art. 114 
Abs. 2 Satz 1 GG u.a. die Wirtschaftlichkeit  der Haushalts- und Wirt-
schaftsführung  explizit zum Prüfungsmaßstab für den Bundesrechnungshof 
erklärt und damit gleichzeitig, wie Ernst  Heuer  betont hatte8, als verfas-
sungsmäßiges Leitbi ld für die Verwaltung des Bundes herausgestellt wor-
den9; denn die Festschreibung des Kontrollmaßstabs wirkt notwendig auf 
den Kontrollgegenstand zurück. Im übrigen hatte § 26 RHO schon seit dem 
Ende des Jahres 1922 angeordnet, daß die Haushaltsmittel „wirtschaftlich 
und sparsam zu verwalten" seien, und sogar in § 10 Abs. 1 einer Instruktion 
für die preußische Oberrechnungskammer vom 18. Dezember 182410 war 
bereits bestimmt worden, daß bei allen Ausgaben, die nicht ihrer Höhe nach 
abschließend festgelegt waren, „die größte mit dem Zweck der Bewilligung 
nur irgend vereinbare Sparsamkeit beobachtet und jede Unwirthschaftlich-
ke i t . . . vermieden werden" müsse. 

Bildet das Wirtschaftlichkeitsprinzip  somit traditionell einen rechtlichen 
Rahmen für das finanzwirksame Handeln der öffentlichen  Verwaltung, 
selbst wenn es im Einzelfall - wie manch andere normative Bestimmung 
auch - nur unvollkommen beachtet oder gar bewußt mißachtet worden ist, 
bedurfte es, sollte man meinen, keiner erneuten gesetzgeberischen Bemü-
hungen zu seiner Verankerung, zumal da § 7 Abs. 1 BHO bereits im Dezem-
ber 199311 um einen Satz 2 ergänzt worden war, wonach die Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit  und Sparsamkeit zur Prüfung verpflichten, inwieweit 
staatliche Aufgaben oder öffentlichen  Zwecken dienende wirtschaftliche 
Tätigkeiten durch Ausgliederung  und Entstaatlichung  oder  Privatisierung 
erfüllt  werden können. Dennoch bezeichnete die Bundesregierung in dem 
erwähnten Beschluß aus dem Jahre 1998 das von ihr als Entwurf 1 2 im Parla-
ment eingebrachte Gesetz  zur  Fortentwicklung  des Haushaltsrechts  von 
Bund und Ländern  (Haushaitsr  echts-Fortentwicklung s g es et z) vom 22. De-

8 I n seinen Er läu terungen zu Ar t . 114 G G Rdnr. 1 vom Januar 1990 i n dem von i h m 
herausgegebenen Handbuch der F inanzkont ro l le ; ebenso nunmehr die Neubearbei -
t ung von Albert  v.  Mutius/Axel  Nawrath  i n Heuer, Kommenta r z u m Haushal tsrecht , 
1981 ff.  (Stand: Dezember 1999), A r t . 114 G G Rdnr. 9. 

9 Vgl . z.B. aus der f rüheren  L i t e ra tu r Herbert  Fischer-Menshausen  in : v. M ü n c h 
(Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar , 1. Au f l . 1978, A r t . 114 Rdnr. 17; Klaus  Grupp, 
Steuerung des Verwal tungshandelns durch Wir tschaf t l i chke i tskont ro l le ,  in : D Ò V 
1983, S. 661 ff.  (661); Klaus  Vogel/Paul  Kirchhof  i n Bonner Kommentar , A r t . 114 
(Zwei tbearbe i tung März 1973) Rdnr. 90. 

1 0 Abgedruck t be i (Karl  Theodor)  Hertel,  D ie Preußische Ober-Rechnungskammer 
(Rechnungshof des Deutschen Reichs), ihre Geschichte, E i n r i c h t u n g u n d Befugnisse, 
1884, S. 127 ff.;  § 1 0 der I ns t r uk t i on ist auch wiedergegeben bei Hermann  Dommach 
in : Heuer (FN 8), § 7 Rdnr. 5. 

1 1 D u r c h das Erste Gesetz zur Umsetzung des Spar-, Konso l id ierungs- u n d Wachs-
tumsprogramms (1. SKWPG) v o m 21. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2353). 

12 BT-Drucks. 13/8293. 
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zember 199713 als „Basis für effektives,  schwerpunktorientiertes und zu-
gleich wirtschaftlich-sparsames Verwaltungshandeln"14 und gab damit zu 
erkennen, daß nach ihrer Ansicht das Wirtschaftlichkeitsgebot auf eine ver-
änderte rechtliche Grundlage gestellt werden mußte. Das wirf t  die im fol-
genden etwas näher erörterte Frage auf, ob mit dem zum „großen Wurf" 1 5 

erklärten Haushaltsrechts-Fortentwicklungsgesetz und der ihm um fast ge-
nau vier Jahre vorangegangenen Änderung des § 7 Abs. 1 BHO das Prinzip 
der Wirtschaftlichkeit  in seiner früheren  Form abgelöst worden ist - mithin, 
überspitzt formuliert,  eine „neue Wirtschaftlichkeit"  für den „schlanken 
Staat" entwickelt worden ist - oder ob lediglich Verfahren  und Instrumente 
zur Förderung eines wirtschaftlichen Verwaltungshandelns verbessert wor-
den sind (was ein in seiner Bedeutung nicht zu unterschätzender Erfolg 
wäre). 

I. Das herkömmliche Wirtschaftlichkeitsprinzip 

„Mi t einer Leerformel  ausgedrückt", so hatte Ernst  Heuer  gesagt16, „be-
deutet Wirtschaftlichkeit  ein optimales Verhältnis von Aufwand / Kosten 
und Zweck/Nutzen", doch hatte er sogleich hinzugefügt 17, daß sich Ein-
deutigkeit erst ergibt, „wenn man das Wirtschaftlichkeitsprinzip  in zwei 
selbständige Teile zerlegt und entweder die Kosten oder den Nutzen als 
Konstante setzt. Es lautet dann: Bei feststehendem (verfügbarem)  Aufwand 
ist der Nutzen zu maximieren und bei feststehendem Nutzen ist der Auf-
wand zu minimieren." In dieser - in der Wirtschaftswissenschaft  auch als 
ökonomisches Prinzip bekannten - Formulierung wird der Begriff  der Wirt-
schaftlichkeit seit längerem in der Praxis und ebenso ganz überwiegend im 
haushaltsrechtlichen Schrifttum verstanden18, doch ist diese Auffassung 
nie völlig unbestritten geblieben. 

13 BGBl . I S . 3251. 
1 4 Bundesmin is te r ium des Innern ( F N 1), S. 66. 
is Ebd., S. 67. 
16 I n seinen Er läu terungen vom Januar 1990 zu A r t . 114 G G Rdnr. 66 i n dem von 

i h m herausgegebenen Handbuch der F inanzkont ro l le ; s. nunmehr v.  Mutius/Na-
urath  in: Heuer ( F N 8), A r t . 114 G G Rdnr. 27: „ N a c h al lgemeinem Verständnis ist 
darunter e in best immtes Verhäl tn is zwischen ver fo lgtem Zweck u n d einzusetzenden 
M i t t e l n zu verstehen." 

17 Ebd. 
1 8 Vgl . Vorl. W Nr. 1 zu § 7 B H O u n d aus der derzei t igen L i t e ra tu r etwa Dommach 

in : Heuer (FN 8), § 7 Rdnr. 2 a. E.; Claus  Helm  in: P iduch, Bundeshaushaltsrecht, 
1970 if. (Stand: Ju l i 1998), § 7 B H O Rdnr. 2 (s. aber auch dens.,  ebd., E i n füh rung 
Abschn. V I a. E. [S. 39 f.], u n d h ierzu näher un ten i m Text be i u n d m i t F N 28); Robert 
F.  Heller,;  Haushal tsgrundsätze fü r Bund , Länder u n d Gemeinden, 1998, S. 117; Axel 
Nawrath  in: Heuer ( F N 8), § 90 B H O Rdnr. 9; Helmuth  Schulze-Fielitz,  Kon t ro l l e der 
Verwa l tung durch Rechnungshöfe, in : W D S t R L 55 (1996), S. 231 ff.  (254 f.); Joachim 
Wieland,  Rechnungshofkontro l le i m demokrat ischen Staat, in: DVB1. 1995, S. 894 ff. 


